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Wierteljähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., Gah inel. 
Porto 2 Thlr. 15 Sgr. — Inſertionsgebühr für den Raum einer 
ſechstheiligen Zeile in Betisiärift. 2 Sgr. 


24. Mittag⸗Aus 


..... ER 


Deutſchlan d. 
O. C. Landtags⸗Verhandlungen. 


27. Sitzung des Abgeordnetenhauſes (vom 14. Januar). 


11 Uhr. Am Miniſtertiſch Camphauſen mit zahlreichen Commiſſarien. 

Vom Finanzminiſter find die Rechnungen über den Staatshaushalt für 
1871 nebſt Anlagen, Vorbericht und den Bemerkungen der Ober⸗Rechnungs⸗ 
kammer an das Haus gelange Ferner hat Abg. Statz die Siſtirung 
15 gegen den Abg. Franſſen (Aachen) eingeleiteten gerichtlichen Verfahrens 
beantragt. 2 

Auf der Tagesordnung ſtehen zunächſt die beiden Anträge des Abg. 
Miquel, welche bei der Berathung des Etats der Domänen⸗Verwaltung 
geſtellt, diseutirt, ſchließlich aber an die verſtärkte Agrar⸗Commiſſion verwie⸗ 
fen wurden. Der erſtere, betreffend ben Verkauf und die Verpachtung von 
Domänen⸗Parzellen, um die Zahl der kleinen ländlichen Eigenthümer und 
Pächter zu vermehren, muß jedoch von der heutigen Tagesordnung abgeſetzt 
werden, weil der Referent v. Köller nicht im Haufe anweſend ijt. Ueber den 
anderen „die Staatsregierung zu erſuchen, die Drainirung verpachte⸗ 
ter Domänengrundſtücke thunlich zu fördern und insbeſondere eine 
Ermäßigung der Amortiſationsraten für die den Pächtern behufs der Drai⸗ 
nirung ertheilten Vorſchüſſe in Erwägung zu ziehen, referirt Abg. Kiepert: 
Die Commiſſion it mit den Sachverſtändigen der Meinung, daß die Drai⸗ 
nage die Orunoftiide nicht blos vorübergehend, ſondern dauernd verbeſſert 
und ertragsfähiger macht. Da dieſe Melioration in Deutſchland noch wenig 
Anklang gefunden, ſo iſt es um ſo mehr Pflicht der Regierung auf ihren 
Domänen mit gutem Beiſpiel voranzugehen und den Pächtern unter mba: 
lichſt günſtigen Bedingungen genügende Capitalien zur Verfügung zu ſtellen. 
Es gehört viel Muth dazu, bei 5 pCt. Zinſen und 3 pCt. Amortiſation zur 
Drainage zu ſchreiten, beſonders auf dem rohen und uneultivirten Boden 
Oſtpreußens und Lithauens, der erſt nach 3 oder 4 Jahren eine Verbeſſerung 
plot Der Herr Finanzminiſter hat ja ſelbſt in feiner Rede vom 4. Decem⸗ 

er p. J. eine Verminderung der Zinſen für möglich gehalten. 

Abg. Mühlenbeck: Warum den Domänenpächtern ein Geſchenk machen? 
Wird die Drainage richtig ausgeführt, ſo wirft ſie 10 Proc. der Kapitals⸗ 
anlage ab, ſo daß alſo der Pächter immer noch 2 Procent Ueberſchuß erzielt. 
Dieſen Ueberſchuß vergrößern, hieß den Pächtern ein Geſchenk machen. Wenn 
es ſich auch um eine Verbeſſerung fiscaliſcher Grundſtücke handelt, ſo genießt 
doch der Pächter ſchon ſelbſt einen bedeutenden Nutzen dieſer Anlage. 

Abg. Donalies: Wenn der Staat den Pächtern die Mittel zur Drai⸗ 
nage gewährt, ſo fördert er damit ſein Intereſſe, indem er ſeinen Grund 
und Boden verbeſſert. Die Bedingungen, unter welchen Vorſchüſſe gewährt 
werden, fino nun nicht ſehr lockend, im Gegentheil. es gehört ſehr viel Muth 
dazu, eine ſolche Melioration vorzunehmen. Durch ihre Erleichterung ge: 
winnt alſo nur der Staat. Ob fie an den Zinſen oder an der Amortiſations⸗ 
rate eintritt, iſt an ſich ziemlich gleichgültig. Doch erſcheint eine längere 
Friſt bei kleinerer Amortiſationsquote als portbeilhafter. 

Der Finanzminiſter: Nach den heutigen Erläuterungen habe ich keinen 
Anlaß dem Antrage entgegenzutreten, freilich würde die Regierung davon 
ausgehen müſſen, daß ſie ſich nicht allzu ängſtlich an den Wortlaut hält, 
ſondern mehr dem beabſichtigten Sinne folgt. Denn wenn die Bedingungen 
auch für die ſchon ertheilten Vorſchüſſe günstiger geſtellt werden follten, würde 
es ſich allerdings nur um ein nachträgliches Geſchenk handeln; ich nehme 
daher an, daß man nur pro faturo günjtigere Bedingungen annehmen wolle. 
Wenn meine Aeußerung in Betreff der Ziuserleichterung angeführt wi 
muß heim Zuſammenhang der Rede verſtanden werden. Ich nahm damals 
an, der Autrag gehe dahin, der Staat ſolle die Drainage ſelbſt in die Hand 
nehmen. Da dieſe Abſicht nicht vorhanden war, fo 1195 man es immer auf 
den Entſchluß des Pächters ankommen und die Aufmunterung nur in Cr: 
leichterung der Zins⸗ und Amortiſations⸗Bedingungen beſtehen laſſen. Es 
würde ein großer Irrthum ſein, anzunehmen, daß der Regierung die Beför⸗ 
derung der Drainage nicht am Herzen liege. Sie hat aus eigener unbeein⸗ 
flußter Initiative von der Seehandlung ſich Gelder zu dieſem Zwecke vor⸗ 
ſchießen laſſen und unter damals billig befundenen Bedingungen ausgeliehen. 
Die Hergabe des Capitals auf 20 Jahre zu 5 Procent und 3 Procent Amor⸗ 
tifation fino gewiß keine unbillige Bedingungen, beſonders wenn man bedenlt, 
daß ſich die Drainage in der Regel in 10 Jahren vollſtändig bezahlt macht, 
daß im günſtigen Falle ſogar nur 6—8 Jahre dazu gehören. Dieſe Bedin⸗ 
gung haben die Neigung zur Drainage nicht nur erhalten, ſondern ſogar 
vermehrt. Im Jahre 1875 find 166,500 Thlr. Vorſchüſſe verlangt worden. 
Die Regierung wird ſich der Erwägung nicht entziehen, ob nicht im Intereſſe 
des Landes und des Fiscus die früher geſtellten Bedingungen günſtiger ge⸗ 
ſtellt werden ſollen. (Beifall.) 

Abg. Miquel: Die günſtigen Bedingungen ſind durchaus nicht ein Ge⸗ 
fchent für den Pächter; das Ganze iſt ein Compagnie⸗Geſchäft zwiſchen Pächter 
und Verpächter, bei welchem der letztere, weil die Drainage dauernd wirkt, 
einen größeren Vortheil zieht. Die früheren Verwendungen zu dieſem Zwecke 
genügen nicht. Für die Hebung der Landescultur iſt es wünſcheuswerth, 
wenn der Staat den Privatverpächtern mit gutem Beiſpiele vorangeht. Der 
Antrag foll für die ſchon geſchloſſenen contractlichen Verhältniſſe nichts än⸗ 
dern, ſondern lediglich ſich auf die Zukunft beziehen. a p 
Abg. v. Wedell⸗Vehlingsdorf wünſcht, daß die Staatsregierung in 
jedem einzelnen Falle mit Rückſicht auf die allgemeine Landescultur eine ted): 
niſche Prüfung vor der Drainage vornehmen laſſe; der Hauptvortheil der 
Drainage trifft immer den Beſiher, nicht den Pächter, weil die Drainage 
nachhaltig wirktt. Um die Privatpacht auf dieſe ihnen noch nicht recht be⸗ 
kannte Melioration aufmerkſam zu machen, muß der Staat ſie möglichſt auf 
allen Domainen fördern. ; , . 

Abg. v. Schorlemer⸗Alſt: Der Pächter verdient allerdings durch die 
Drainage einen erheblichen Procentſatz, indeſſen doch nicht ſofort, e ent 
erſt nach dem dritten oder vierten Jahre; er hat dieſen Gewinn aber nur 
für eine kurze Reihe von Jahren, während der Staat wegen der Verbeſſerung 
A eine höhere Pacht erzielen kann und ſo einen dauernden Vor⸗ 

heil hat. 5 5 

Nachdem der Referent Abg. Kiepert noch conſtatirt hat, daß auch in 
der Commiſſion die Anſicht geweſen fei, daß die günſtigeren Da 

nur in Zukunft angewendet werden follen, wird der Antrag des bg 
Miquel einjtimmig angenommen. fe Lath 3 

Es folgt der Antrag Schmidt (Stettin): die fünigl. Staatsregierung 
aufzufordern, den Entwurf eines Geſetzes über die Auflöſung des noch in 
Preußen beſtehenden Lehndverbandes mit thunlichſter Beſchleunigung vor⸗ 


zulegen. > ; E 
Abg. Schmidt: ch ſelbſt wollte nicht mit einem Geſetzentwurf ein 
Gebiete des Rechtes be das eben ſo dunkel iſt wie das Stralſunder 
Stadtrecht und ſehe von jeder Begründung meines Antrages ab, der ja nur 
die Ausführung einer RR die Ae verlangt. Der Paragraph 
er Verfafjung von 1848, welcher die Aufhebung des beſtehenden Lehnsver⸗ 
bandes vorſchrieb, wurde auch in der ſpäteren Reviſion derſelben feſtgehalten 
und jederzeit hat die Staatsregierung ihre Verpflichtung anerkannt, ihn aus⸗ 
zuführen. In Folge des Widerſtandes gegen provinzielle Geſetzgebungen in 
den Berathungen von 1866 und 67 über eine Geſetzvorlage betreffend die Auf⸗ 
hebung des Lehnsverbandes in Pommern wurde ein Antrag angenommen, 
die Staatsregierung aufzufordern, auch der Aufhebung des Lehnspergande 
in den übrigen Provinzen näher zu treten. Seit jener Zeit iſt eine Anzahl 
9 . e eingegangen und eine ſchleunige eſetzvorlage erſcheint ſehr 
rita lich. 


eh. Juſtiz⸗Rath Herzbruch: Die Staatsregierung hat die Verpflichtun 
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Nr. 


ſtets anerkannt, dieſen Paragraphen zur Ausführung zu bringen und au 
thatſächlich Schri mam rch das Pommerſche Lebhnsgeſetz von 
18600 ) Schritte gethan. nämlich 5 ER anf die feder anſih gemacht 


Daß auch weitere Vorlagen in 
wen fd ate Bereits bem Haie mitgelheib, Sn un 
wieder Sgearbeitet wor 5 > 

achſen und Weſtohalen. Ich kann erklären, daß von Seiten der Staats⸗ 
vegierung der Annahme dieſes Antrages nichts entgegenſteht, tf - 
Abe: v. Gerlach will bei dieſem Anlaß auf das jehr Beben iche auſ⸗ 
merkſam machen, die Verheißung zukünftiger Geſetze 


it In Folge der letzten Petitio⸗ 
rden, nan ch für die Provinzen 


in ein Geſetz aufzu⸗leinfache angenommen. 


Grp 
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edition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Betellungen auf vie Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 
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b 


überzugehen. 

Abg. v. Saucken: Wir können den Petenten, unter welchen der Stadt⸗ 
verordnetenvorſteher und eine Anzahl ſehr angeſehener Bürger Berlins, eine 
begründete Antwort nicht verſagen. Daß ſie nach Lage der Geſetzgebung 
kein jus quaesitum auf eine größere Zahl von Abgeordneten haben, ſondern 
daß eventuell die Verfaſſung ſelbſt geändert werden müßte, ſprechen ſie ſelbſt 
aus. Wenn nun die Einwohnerzahl allerdings nicht die poſitive Grundlage 
für die h der zu wählenden Abgeordneten iſt, ſo kann man doch nicht 
über dieſe Petition zur einfachen Tagesordnung übergehen. Den Petenten 
wird hauptſächlich daran liegen, zu erſahren, wann man endlich an eine Re⸗ 
form des Wahlgeſetzes herangehen werde. Dies hat mich veranlaßt meinen 
Antrag zu ſtellen; denn Angeſichts der großen Reformen durch die Geſetzge⸗ 
bung des Reichs iſt es nicht wohlgethan, im Kleinen zu reformiren, wo es 
bald im Großen und Ganzen wird geſchehen müſſen. 

Unter dieſe Reformen gehört beſonders die einer Inſtitution, die ſich 
längſt überlebt hat, nämlich des Herrenhauſes, das weder im Volke wurzelt, 
noch eine Stütze der Regierung iſt. Auch die Grundlage des Abgeordneten⸗ 
hauſes entſpricht nicht mehr den heutigen Verhältniſſen. Wenn dieſes Haus 
ſich veranlaßt geſehen hat, an eine Reform des Wahlrechts noch nicht näher 
eranzutreten, 10 hat es damit ausgeſprochen, daß es in Bezug auf die Pe⸗ 
tition es nicht für gerathen hält, dieſe Materie vor ſein Forum zu ziehen 
und die Initiative der Staatsregierung in Bewegung zu ſetzen. enn wir 
alſo zur Tagesordnung übergehen, ſo ſollen doch die Petenten aus den in 
meinem Ankrage angeführten Gründen ſich überzeugen, daß es darum ge⸗ 
15 weil wir eine nur theilweiſe Ordnung dieſer Materie nicht für gut 
erklären. : : 

Abg. Windthorſt (Meppen): Ich kann den Antrag des Vorredners nicht 
billigen, una wegen der Dunkelheit der unter Nr. I enthaltenen Erwä⸗ 
gung, welche auch den Gedanken zuläßt, daß von Reichswegen derartige Ver⸗ 
änderungen gemacht werden müſſen. Daß eine beſſere Conſtituirung des 
Herrenhauſes möglich iſt, leugne ich nicht, wohl aber, daß ohne ein Oberhaus 
ein wahrhaft conſtitutionelles Syſtem nicht beſtehen kann. Im Uebrigen 
glaube ich, daß der Antrag auf motivirte Tagesordnung deshalb geſtellt iſt, 
um den Druck, den einige Herren in Folge des Votums über meinen An⸗ 
trag, betreffend die Einführung directer Wahlen, empfinden, ein wenig Luft 
zu machen. Die zweite Erwägung iſt aber nicht geeignet, den Eindruck, den 
jenes Votum in Deutſchland gemacht hat, abzuwaſchen. 

Abg. Eberty ſpricht fic) für die motivirte Tagesordnung aus, da einmal 
in der Verfaſſung die Zahl der Abgeordneten nach Maßgabe der Bevölke⸗ 
rungszahl feſtgeſtellt ſei und der Gerechtigkeit und Billigkeit der gebührende 
Tribut gezahlt werden müſſe. 1 

Abg. Miquel: Ich erkenne zwar das Mißverhältunß, aus welchem die 
Petition hervorgegangen iſt, an; allein daſſelbe herrſcht auch in vielen ande⸗ 
ren Wahlkreiſen, beſonders in der Rheinprovinz und Weſtfalen. Gegenüber 
dem Antrage des Abgeordneten von Saucken frage ich, ob wir denn jetzt 
vorbereitet ſind, auszuſprechen, daß die Einführung der Reichsverfaſſung eine 
Reorganiſation ſämmtlicher Landesvertretungen erfordert. Wir haben gar 
keine Veranlaſſung, jetzt eine ſolche Erwägung anzuſtellen. Vielleicht iſt es 
überhaupt gerathen, die Zahl der preußiſchen Abgeordneten auf die Hälfte zu 
vermindern, und der Zahl der Reichstagsabgeordneten gleichzuſtellen. Unter⸗ 
laſſen wir es daher, ſolche Kardinalfrage jetzt zur Diskuſſion zu bringen. 

„Reg.⸗Commiſſar v. Brauchitſch: Auch ich muß den Antrag der Com: 
miſſion empfehlen, da der Zweck des Abgeordneten von Saucken daß nämlich 
die Petenten erfahren, welche Gründe der Ueberweiſung der Petition an die 
Regierung entgegengeſtanden, bereits durch die Verhandlungen der Commiſſion 
erreicht iſt. Außerdem hat der Vorredner mit Recht hervorgehoben, daß ſehr 
viele andere Wahlkreiſe nicht minder berechtigt wären, eine de che Aenderung 
zu beanſpruchen, als Berlin. 

Abg. Windthorſt (Bielefeld): Die Bedenken des Abgeordneten für 
Meppen kann ich nicht anerkennen. Er wird ſich zu ſeiner Beruhigung über⸗ 
zeugen, daß die Erwägungen des Saucken'ſchen Antrages unter Nr. 2 mit 


feinem von ihm erwähnten Antrage weſentlich übereinſtimmen, welcher 


übrigens in auffallendem Widerſpruch ſteht mit einem Artikel, den ich vor 
einigen Tagen in der „Germania“ allerdings unter dem Zeichen Frankreich 
Ten babe, und der die gefährlichen Folgen directer Wahlen zum Inhalt 
ER Den Verweiſungen auf andere in gleicher Lage befindliche Wahlkreiſe 
nun mache ich geltend, daß Berlin nicht particulariſtiſch genug iſt, um die 
Aenderung für ſich allein zu beanſpruchen, ſondern dieſelbe für den ganzen 
Staat hat veranlaſſen wollen. Das Auskunftsmittel gegen das Ueberhand⸗ 
nehmen ſolcher Mißverhältniſſe, welches der Abg. Miquel andeutete, billige 
65 ubrigens vollkommen, nicht aber die von der Commiſſion ausgeführten 
zründe. 

Abg. v. Mallinckrodt: Die Anſicht des Vorredners, daß Berlin nicht 
von particulariſtiſchen Intereſſen geleitet worden ſei, theile ich nicht und 
ſuche vielmehr in den nahen Beziehungen dieſes Hauſes zu Berlin den Er⸗ 
klärungsgrund für die Petition. Auch aus dem Commiſſionsbericht erſehe 
ich, daß nur die Stadt Berlin durch die verlangte Aenderung weſentlich ge: 
winnen würde, inſofern ein Wahlbezirk mit einer Seelenzahl von 87,000 
Seelen, der nur einen Abgeordneten zu wählen hat, noch durchaus nicht in 
der Lage iſt, ſich beklagen zu können, in Berlin aber bei einer Abgeordneten⸗ 
zahl ſchon von 10 Abgeordneten nur 82,000 Seelen auf jeden Wahlkreis 
kommen würden. Im Uebrigen zeigt man durch zu pieles Reden von Reor⸗ 
ganiſation, daß man das Organiſiren überhaupt nicht verſteht. 

Die Diskuſſion wird geſchloſſen. Perſönlich bemerkt Der e (Meppen), 
daß er weder die „Germania“ noch ein Correſpondent der „Germania“ fet. 
Windthorſt (Bielefeld) erwidert, daß er das ſehr wohl wiſſe, den Vorredner 
jedoch als einen der geiſtigen Väter der „Germania“ unbedenklich betrachten 
al Aber auch gegen dieſe Vaterſchaft verwahrt ſich der Abgeordnete 
ür Meppen. re 8 6 
| Bei der Abſtimmung wird die motivirte Tagesordnung abgelehnt und die 


Es folgt der Bericht über eine Petition des e Jähde zu 
Penzig. Derſelbe wurde im Jahre 1872 gegen ſeinen Willen penſionirt und 
zwar, wie er behauptet, mit einer im Verhältniß zu feinem Gehalt zu ge⸗ 
ringen Penſion. Seine Beſchwerden an die Verwaltungsbehörden wurden 
mit dem Bemerken zurückgewieſen, daß ihm bisher irrthümlich cin zuf gros 
Gehalt gezahlt worden fei, und daß die Penfion dem normalen Gehalt d 
entſpreche. Obſchon nun Petent ſtets ein pflichttreuer Beamter geweſen 
und, ſeiner Behauptung nach, die Schwächung ſeiner Geſundheit in Folge 
einer im Dienſte erhaltenen Quetſchung eingetreten ijt, fal ſich die Commife 
fon dennoch genöthigt, den Petenten auf den Rechtsweg zu verweiſen und 
über die Petition ſelbſt Tagesordnung zu beantragen, 8 
Baur findet den Antrag völlig gerechtfertigt, doch müſſe er erwäh 
nen, daß die Behörden ſich in dieſem Falle einer übermäßigen Streng 
ſchuldig gemacht zu haben ſcheinen. Dies gehe beſonders daraus hervo 
daß man den Petenten aus ſeiner Dienſtwohnung exmittirt habe, obſchon 
dieſelbe nachträglich noch 2 Monate leer geſtanden habe. Rückſichtlich der 
ſtets bie ay Pflichttreune des Beamten würde es gewiß angemeſſen fi 
wenn die Regierung die Penfion freiwillig erhöhe. \ 
Geh. Rath v. Wuſſow conſtatirt, daß die Penſion des Petenten völlig 
ſeinem zuletzt bezogenen Gehalte entſpreche und daß jener nur darum aus 
der Wohnung exmittirt worden ſei, weil er dieſelbe ohnehin ſchon zu lange 
innegehabt habe. Die Penſion zu erhöhen fet die Regierung nicht i 
Stande, dagegen werde ſie nöthigenfalls dem Petenten anderweitige Unter⸗ 
ſtützung angedeihen laſſen. Der Weed auf Uebergang zur Ta⸗ 
gesordnung wird ſchließlich vom Referenten Lehfeld gerechtfertigt und vom 
Hauſe angenommen. 2 > 
Es folgt die Berathung eines vom Abg. Werner geftellten Antrages 
auf Aufhebung der im lübiſchen Recht enthaltenen Beſtimmung, wonach un⸗ 
eheliche Kinder kein Erbrecht haben. Antragſteller enthält ſich weiterer Aus⸗ 
führungen, da die geſetzliche Barbarei dieſer Beſtimmung von ſelbſt in di 
Augen falle. Uebrigens ſcheine der Antrag ja allſeitigen Beifall zu finden. 
Abg. Thilo hält es für unangemeſſen, einen einzelnen Paragraphen eines 
Propinzialrechts zum Gegenſtande der Geſetzgebung zu machen. Das einzig 
1 wäre, Provinzialrechte wie das lübiſche und magdeburgiſche genere 
zu beſeitigen. 9 
Abg. Schütt würde den von dem Vorredner empfohlenen Weg lieber 
einſchlagen, doch wäre dies vielleicht zu umſtändlich, darum werde er für den 
Antrag Werner ſtimmen. eee A 
Die erſte Berathung iſt damit erledigt und geht das Haus fofort zur 


zweiten über. ; f } 
lſund) beantragt, das Erbrecht der unehelichen Kinder ö 


Ae 
q 
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Wagener (Stra 0 der 
im Gebiet des luͤbiſchen Rechts nach den in dem Gerichtsſtande der Erbſchaft 
geltenden allgemeinen Landesgeſetzen zu regeln. 

Kanngießer erklärt dleſen Antrag für gänzlich überflüſſig, v. Gerlach 
hält es für bedenklich derartige Einzelbeſtimmungen ganz außer dem Zu⸗ 
ſammenhauge mit dem übrigen Recht fa berathen. 

Schließlich ſtimmt das Haus den Anträgen Werner und Wagener de 


A 


Inzwiſchen ift Aba. Hagen im Haufe erſchienen und kommt zunächſt ſein 
Geſetzentwurf zur erſten Berathung, betreffend die Aufhebung der Bebo: 
zugungen der Beamten hinſichtlich ihrer Theilnahme an den Sommuna 
und Kreisabgaben. SNe, a ds 

Abg. Hagen erwartet für feinen Antrag diesmal ein beſſeres Schick 
als früher, da die damals opponirende conſervative Partei faſt gänzlich a 
dem Hauſe verſchwunden ſei. Gerechtfertigt ſei der Antrag jedenfalls, zumal 
jetzt, wo eine Exemption von den directen Steuern durch die zu erwartende 
Aufhebung der indirecten Steuern ſeitens der Städte doppelt ſchädlich 
Beſonders wünſchenswerth fei eine Aenderung nach dieſer Richtung hin ar 
darum, weil dann auch eine Aufhebung des Ausnahmezuſtandes der Reich E 
beamten zu erwarten fei, der nach den Worten des Herrn Reichskanzlers 
a in Rückſicht auf Preußen geſchaffen worden. } : 

bg. Kieſel: Wenn die Beamten Communalſteuern zahlen follen, - 
würde man ihnen mit der einen Hand nehmen, was man ihnen mit 
andern Hand an Gehaltsaufbeſſerungen gewährt hat. Da die Beamten ni 
1 gut geſtellt find, würde nur eine ſcheinbare Gleichſtellung ervei 
werden. 7 5 


Le 
den. Dem Beamten kann man fein Einkommen auf Heller und Pfennig 
nachrechnen, dem Privatmann nicht, das iſt das Privilegium des letzteren 
Die Unzulänglichkeit der Beamtengehälter darf nicht außer Acht gelaſſ 
werden. Man müßte, bevor nicht eine noch größere Gehaltsaufbeſſerun 
eingetreten ijt, Abſtand von einem jolhen Geſetze nehmen, weil es in dieſer 
Allgemeinheit der Gerechtigkeit widerſpricht. 
Die Berathung in einer Commiſſion wird abgelehnt; 
thung wird alſo im Plenum ftattfinden. 
Es folgt die erſte Berathung des Abg. Hagen auf Annahme des En E 
ung der Forenjen, juri⸗ 


die zweite Veras E 


wurfs eines Geſetzes, betreffend die Geräten i 
ſtiſchen Perſonen, Actiens und ähnlichen Geſellſchaften zu den 
Communalabgaben. Die Motivirung des Antrages ſeitens des An⸗ 
tragsſtellers wird durch ſeine Berufung auf frühere Verhandlungen über 
dieſen Gegenſtand bedeutend abgekürzt. , E Br 

Abg. Lauenſtein empfiehlt den Antrag zur möglichſt einftimmigen An⸗ 
nahme, zumal derſelbe geeignet ſei, die beſtehende Ungleichheit des Be⸗ 
ſteuerungsrechts der hannoverſchen Städte gegen das der Städte in den 
alten Provinzen, deren geſetzliche Beſeitigung vom Herrn Miniſter des In⸗ 
nern nun ſchon ſeit drei Jahren verſprochen ſei, einigermaßen zu beſeitigen. 

Abg, Hammacher beantragt, den Geſetzentwurf an die durch 7 M y 
glieder verſtärkte Gemeindecommiſſion zu verweiſen; es fet dies in Rückſicht 
auf die höchſt ſchwierige Materie dringend geboten. Es fet auch endlich ein? 
mal an der Zeit, eine Gleichſtellung der Commanditgeſellſchaften zu den 
Actiengeſellſchaften hinſichtlich der Beſteuerung herbeizuführen, infofern erſtere 
bisher unrechtmäßiger Weiſe weit günſtiger geftellt waren als letztere 

Das Haus beſchließt die Verweiſung des Geſetzentwurfs an die durch 7 
Mifglieder verſtärkte Gemeindecommiſſton. E A 
Um 4 Uhr wird die Sitzung, der während ihrer zweiten Hälfte Vices 
Präſident Dr. Friedenthal präſidirte, bis Donnerstag 11 Uhr vertagt. 
(8. Berathung des Civilehegeſetzes. Propinzialordnung. a 
Erwähnt fet noch, daß während der Sitzung ein Antrag von Benin 
und Gen., betr. die n er ii der Geiſtlichen für den Ausfall, den 
durch die Uebertragung der Civilſtandsregiſter an Staats⸗ und Gemein 
Beamten an ihren Einnahmen erleiden, eingebracht und an die Budgetco 
miſſion verwieſen wird. A 


Berlin, 14. Januar. [Amtliches.] Des Kaifers und Königs Majeſtä 
hat mittelſt Allerhöchſter Ordre vom 10. d. Mts. den Marine⸗Intendanten, 
Geh. Admiralitäts⸗Rath Wandel, zum bortragenden Rath in der Admir 
lität ernannt und die Einreihung deſſelben in die Zahl der vortragend 
Räthe nach Maßgabe ſeiner Anciennität befohlen. . N 
Se. Majeſtät der Kaiſer und König hat dem Ober⸗Lazareth⸗Inſpect 
a. D. Kurowski den Charakter als Rechnungs⸗Rath und dem Intendant 
des Königlichen Theaters zu Caſſel, Rittmeiſter a. D. von Carlshauſe 
die Kammerherrn⸗Würde verliehen. N ars 


— 


sd macht, zum Diner nach Halbe zurackgefahren und um 5% Uhr traf 
der Extrazug wieder auf dem Görlitzer Bahnhof ein. 


ea nannt worden. Die Berufung des Oberlehrers Zſchech 


o zu Bromberg ift der Lehrer Bernhardt Schmidt als Muſiklehrer angeftellt 


Civil⸗Cabinets, Geheimen Cabinets-Rath von Wilmowski, ſowie Se. 
Durchlaucht den Ober⸗Jägermeiſter Fürſten von Pleß. 


war heute in einer Gedächtnißfeier für Ihre Majeſtät die verwittwete 
Königin in der Eliſabeth⸗Schule anweſend. ' 


am Montag, den 12. d. Mts., Morgens 7 Uhr nach dem Lehrter 


Prinzen 


dortigen Bahnhof Seitens der Eiſenbahn-Geſellſchaft fon vor Jahren 
zu dieſen Zwecken ſehr geſchmackvoll erbauten Empfangsräumen ein 


ſehr wohl gelungen. 


dem Total⸗Wohlbefinden Sr. Majeſtät keine Ausstellung mehr zu er⸗ 
heben it. Das militäriſche Dienfijubilium Sr. Majeſtät, welches am 


1115. 


welchem das preußiſche Miniſterium ſpeciell intereſſirt iſt, da ja vor: 
Geſetzentwurf über Einrichtung und Befugniſſe eines deutſchen Rech⸗ 


jetzt forklaufende Sitzungen und hofft man, daß derſelbe in gauz kurzer 


Inhalt der von 


N 


in Gneſen iſt zum Kreis⸗Schul⸗Inſpector im Regierungsbezzirk Bromberg er: 


Bürgerſchule in Marienwerder in gleicher Eigenſchaft an die Realſchule zu 
Neumünster tft genehmigt worden. Am epangeliſchen Schullehrer⸗Seminar 


worden. (Reichsanz.) 
Berlin, 14. Januar. [Vom Hofe.] Se. Majeſtät der Kaiſer 
und König empfingen im Laufe des heutigen Vormittags den Chef des 


Ihre Majeſtät die Kaiſerin⸗Königin beſuchte geſtern Ihre Königliche 
Hoheit die Prinzeſſin von Wales und verabſchiedete Sich Abends von 
den Hohen engliſchen Gäſten, nachdem dieſelben bei Sr. Majeſtät dem 
Kaiſer und König ihren Abſchiedsbeſuch gemacht hatten. — Die Kaiſerin 


Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz begab Sich 


Bahnhof zum Empfang Ihrer Königlichen Hoheiten des Prinzen und 
der Prinzeſſin von Wales und des Prinzen Arthur von Großbritannien. 
Um 11 Uhr ertheilte Se. Kaiſerliche und Königl. Hoheit dem Königl. 
Kammerherrn von Kracht Audienz und empfing mit Ihrer Kaiſerlichen 
und Königlichen Hoheit der Kronprinzeſſin um 11% Uhr das Gefolge 
der engliſchen Herrſchaften. Um 6 Uhr nahmen die Höchſten Herr: 
ſchaften an dem Diner bei Ihrer Majeſtät der Kaiſerin⸗Königin Theil. 

Geſtern begab Sich Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit Mor⸗ 
gens 9 Uhr mit dem Prinzen von Wales und dem Prinzen Arthur 
von Großbritannien zur Jagd nach Königs⸗Wuſterhauſen. Abends 8 
Uhr fand aus Anlaß der Anweſenheit der engliſchen Herrſchaften ein 
größeres Diner im Palais ſtatt, und um 11 Uhr gaben die Höchſten 
Herrſchaften den Prinzlichen Gäſten bei deren Weiterreiſe nach Ruß⸗ 
land das Geleit nach dem Oſtbahnhof. 

An der geſtern zu Ehren Ihrer Königlichen Hoheiten des Prinzen 
von Wales und des Prinzen Arthur von Großbritannien im Königs⸗ 
Wuſterhauſen⸗Hammerſchen Wildgehege abgehaltenen Hofjagd nahmen 
außer Höchſtdenſelben Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kron⸗ 
prinz und Ihre Königlichen Hoheiten die Prinzen Carl und Friedrich 
Carl, der Prinz Auguſt von Würtemberg und Se. Hoheit der Herzog 
Wilhelm von Mecklenburg Theil. Außerdem waren der Botſchafter 
von Großbritannien und Irland, die Fürſten Salm⸗Dyk und Putbus, 
der Herzog von Ujeſt, der Graf Otto zu Stolberg⸗Wernigerode und 
Graf Maltzan⸗Militſch, die Herren aus dem Gefolge der engliſchen 
und mehrere hervorragende Perſönlichkeiten von hier 
mit Einladungen bedacht worden. Um 9 Uhr beſtiegen die 
Höchſten Herrſchaften und die geladenen Gäſte den Gritazug, 
trafen um 10 Uhr in Halbe ein, nahmen daſelbſt in den auf auf dem 


kleines Frühſtück ein und beſtiegen gegen 11 Uhr die Jagdwagen. 
Um %12 fiel der erſte Schuß. Ein kleines Lappjagen auf Damm⸗ 
wild bildete das erſte, ein Contrejagen mit der Saufindemeute das 
zweite Treiben. Um 43 wurde die Jagd abgeblaſen, Strecke ges 


Eine kurze 
Jagd, aber, wenn auch vom Wetter nicht ſonderlich begünſtigt, doch 
(Reichsanz.) 

O Berlin, 14. Januar. [Der Kaiſer. — Diner. — Mi⸗ 
nifterrath. — Preßgeſetz.] Die Geneſung des Kaiſers iſt mit 
jedem Tage in erfreulichſter Weiſe vorgeſchritten, ſo daß eigentlich an 


1. Januar 1857 gefeiert wurde, veranlaßte die Gründung einer Spe⸗ 
cial⸗Stiftung zur Unterſtützung hilfsbedürftiger Krieger aus den Jahren 
Die Zinſen dieſer Stiftung, im Betrage von 825 Thlr., 
find am 1. Januar vertheilt und zwar auf die einzelnen Regierungs⸗ 
Vezirke je nach ihren Beiträgen. — Aus Anlaß der hohen engliſchen 
Gäſte am hieſigen Königshofe findet heute bei Sr. Durchlaucht dem 
Fürſten Bismarck ein Diner ſtatt, dem auch der Kronprinz beiwohnt. 
— Unter dem Vorſitz des Fürſten findet heute ein Miniſterrath ſtatt, 
in welchem mehrere wichtige Vorlagen zur Erörterung kommen ſollen, 
fo u. A. diejenige über den Eröffnungstermin des Reichstages, bei 


ausſichtlich eine Vertagung des Landtages eintreten muß. — In ſeiner 
Eigenſchaft als Reichskanzler hat Bismarck dem Bundesrath einen 


nungshofes vorgelegt, welcher ſich im weſentlichen an den Entwurf des 
Jahres 1872 anſchließt. Der Juſtiz⸗Ausſchuß des Bundesrathes hält 


Zeit dem Plenum des Bundesrathes den Bericht über das Reichs⸗ 
preßgeſetz erſtatten wird. Der von Würtemberg erhobene Einwand, 
die Preßgeſetzgebung bis zur Regelung der deutſchen Gerichtsverfaſſung 
ruhen zu laſſen, wird jedenfalls beſeitigt werden. 

[Die päpſtliche Bulle) Die „Prov.⸗Corr.“ reproducirt den 
3 der „Köln. Zeitung“ mitgetheilten Bulle und 
knüpft daran folgende Bemerkungen: 

„Ultramontane Organe, die „Germania“ voran, haben ſich beeilt, die 


Aechtheit der Bulle zu leugnen und gefallen ſich in lang ausgeſponnenen 
Mittheilungen, aus denen hervorgehen ſoll, daß ein gefälſchtes Aetenſtück 


in die Oeffentlichkeit gelangt fei. Dem Einſpruch geht aber jede nähere 


Begruͤndung ab, während es wohl keinem Zweifel unterliegt, daß 
die „Kölniſche Zeitung“ aus zuverläſſiger Quelle geſchöpft hat. 
Ganz beſonders iſt darauf zu achten, daß auch die „Germania“ weder das 
Daſein einer ſolchen Bulle leugnet, noch auch den Inhalt der päpſtlichen 


Kundgebung in Abrede ſtellt, ja neuerdings ſogar ausdrücklich anerkennt, daß 


es in der That ſchwer ſei, aus inneren Gründen die Aechtheit des veröffent⸗ 


lichten e zu beſtreiten. Um ſo berechtigter erſcheint es, daß man 


in allen politiſchen Kreiſen von unbefangenem Urtheil die Aechtheit und 
See felt des in dem rheiniſchen Blatt enthaltenen Wortlauts nicht in 
Frage ſtellt. 

3 905 leuchtet ein, daß eine fo wichtige Neuerung in der paticaniſchen 


Kirche nicht ohne tiefgreifende Folgen bleiben kann. Schon jest ijt der ernite 


Eindruck erkennbar, den die Maßregel auf die öffentliche Meinung, wie auf 
die Regierungen gemacht hat. Gerade ſeitdem durch das vaticaniſche Coneil 
die Autorität des Papftes bis zu unbedingter Machtpollkommenheit erweitert 
und jede Schranke derſelben im Bereiche ſeiner Kirche hinweggeräumt wor⸗ 
den ijt, hat die Perſönlichkeit des mit ſolcher Gewalt ausgeſtatteten Kirchen⸗ 
fürſten eine weſentlich erhöhte Bedeutung gewonnen. Um ſo weniger kann 
es den Staaten, deren zahlreiche Mitglieder der katholiſchen 181 0 angehören, 

leichgiltig ſein, wenn bei der Papſtwahl die althergebrachten Formen weg⸗ 
fallen, in denen gewiſſe Bürgſchaften für ein beſonneneres Verhalten der 
Wahlberechtigten und für eine billige Rückſichtnahme auf das Einvernehmen 
mit den weltlichen Mächten geboten waren, und wenn an die Stelle des 
üblichen Sn Anordnungen treten, welche den Führern eines ſtaats⸗ 
und volksfeindlichen Prieſterthums das Heft in die Hand geben. 

„Je entſchiedener der römiſche Papſt die Schlußfolgerungen aus dem 
Charakter fener Unfehlbarkeit zieht und je rückſichtsloſer er alle Einrichtungen 
durchbricht, welche zur Anknüpfung eines friedlichen Verhältniſſes zu den 
weltlichen Mächten dienen konnten, um ſo ernſtlicher tritt an die Letzteren 
die Mahnung heran, nachdrücklich für die Rechte des Staates und fir die 
ens d der Staatsbürger einzuſtehen. Namentlich iſt der Politik 
Preußens und Deutſchlands klar die sul gabe vorgezeichnet, feſten Fußes 
auf der betretenen Bahn zur Auseinanderſetzung zwiſchen 
Staat und Kirche vorzuſchreiten, um die Lebensentwickelung 


/ 


Der bisherige comm ariſche Krzis⸗Schul⸗Iuß pector Dr. Wilhelm Dittmar [ber 1 
geiſtlicher Seite ſicher zu ftellen.” 
von der höheren 


Nachr.“: Es courſtren hier Mittheilungen aus Berlin, die aus zuverläſſiger 
Quelle herzurühren ſcheinen und endlich einmal allen Gerüchten über 


Thlrn. Geldbuße, eventuell 3 
Sache wurde vertagt. 


im Landgerichtsbezirk Trier ausgeſetzt, und zwar aus dem Grunde, weil der 


dann aber, nachdem er dieſen geleiſtet, die Beantwortung einzelner an ihn 


für die Kirche, und wer das jetzt no 


> 


ſchen Nation gegen Knechtung und Bev 


deut 


undung 


Sonderburg, 14. Januar. [Gerüchte.] Man ſchreibt den „Ibeh. 


bevorſtehende Abtretungen von Theilen Nordſchleswigs an Dänemark 
ein officielles und gründliches Dementi geben würden. Fürſt Bismarck 
ſoll nämlich über die Auslegung, welche ſeine Unterredung mit Herrn 
Krüger gefunden hat (von welcher dieſer auch nur referirt hätte, was 
in ſeinen Kram paßte), ſehr erbittert und daher feſt entſchloſſen ſein, 
den däniſch⸗geſinnten Bewohnern Nordſchleswigs nicht blos zu docu⸗ 
mentiren, daß an Realifirung ihrer Gelüſte nicht im Entfernteſten ge⸗ 
dacht werde, ſondern ihnen auch zu zeigen, daß man ihrer Nergeleien 
und Schimpfereien ſatt und überdrüſſig ſei. Hiermit ſtimmt überein, 
daß man nächſtens an den Ausbau der Feſtungsbatterien, welche den 
Sund vor dem Einlaufen feindlicher Schiffe ſchützen würden, gehen 
wird, wie auch, daß, dem Vernehmen nach, noch ein Bataillon In⸗ 
fanterie nach Sonderburg verlegt werden ſoll, in Folge deſſen ſogar 
von dem Bau einer Kaſerne die Rede iſt. Es ſind dies lauter er⸗ 
freuliche Zeichen dafür, daß jene Gerüchte rein aus der Luft gegriffen 
waren, aber es war in der That auch Noth, in der Art wieder etwas 
zu vernehmen. 

Köln, 13. Januar. [Die correctionelle Rammer] des hieſigen kö⸗ 
niglichen Landgerichts verurtheilte in ihrer heutigen Sitzung drei geſperrte 
Geiſtliche wegen Vornahme geiſtlicher Amtsverrichtungen zu 50, 30 und 60 
ochen, 9 und 17 Tagen Haft. Eine vierte 
Ebenſo wurde eine Verhandlung gegen den Hrn Erz⸗ 
biſchof wegen Anſtellung eines hieſigen Neopresbyters als Vicar zu Schüller 


als Zeuge geladene Vicar Anfangs als in der Sache betheiligt den Eid, 


als Zeugen gerichteten Fragen verweigerte. ene den Herrn Weihbiſchof 
wurde wegen Anſtellung eines neugeweihten Geiſtlichen ohne Anzeige bei dem 
Ober-Bráfiventen auf 200 Thlr., eventuell 2 Monat Haft ertannt. 

Bonn, 11. Januar. [Cin muthiger Paſtor.] Die „Kölner 
Volkszeitung“ brachte jüngſt eine Correſpondenz aus dem Wahllreiſe 
Adenau, worin ſie ſich über den Paſtor des im genannten Kreiſe ge⸗ 
legenen Dorfes Lind luſtig machte, der am 4. November v. J. gegen 
die Centrumspartei geſtimmt und einſtimmig den Canonicus Dr. 
Künzer in Breslau gewählt hatte. Der betreffende Geiſtliche erläßt 
darauf in der „Bonner Ztg.“ folgende Erklärung: 

wl) Hätten wir nur Geiſtliche, wie Dr. Künzer und Dompropſt Holzer, 
wir würden nicht in den pegeninartigert troſtloſen Wirrwarr hineingerathen 
ſein; wir würden auch die Maigeſetze nicht haben. 2) Die Bildung der Cen⸗ 
trumspartei war ein gewaltiger 1 1 Mißgriff — zum großen Schaden 

nicht einſieht (nach den Beſtrafungen 
der Biſchöfe und Prieſter, der Temporalienſperre, der Schließung der 
Seminare 2c. 2c.), der muß völlig blind fein. 3) Die Stellen der heiligen 
Schrift, welche zum Gehorſam gegen die weltliche Obrigkeit und zur Unter⸗ 
thanentreue (um des Gewiſſens willen) auffordern, ſind eben ſo wichtig wie 
alle andern; ſie verpflichten in demſelben Maße, wie die übrigen. Bei 
meiner Abſtimmung hat mich nur mein Gewiſſen geleitet.“ 

Der Name des muthigen Paſtors iſt H. Peſch. 

Fulda, 13. Januar. [Zur Biſchofswahl.] Auch die „Fuld. 
Ztg.“ beſtätigt jetzt die Nachricht von der Zurückweiſung dreier Can⸗ 
didaten für den erledigten Biſchofsſitz und fügt dem die Mittheilung 
an, daß an die beiden übriggebliebenen Candidaten, Decane Kleeſpies 
in Orb und Kreisler in Fritzlar, Seitens der Regierung die Anfrage 
gerichtet worden ſei, ob ſie event. den neuen biſchöflichen Homagialeid 
zu leiſten bereit ſeien, welcher das Verſprechen des Gehorſams gegen 
alle Staatsgeſetze enthält. Das Blatt glaubt „bei der bekannten Ge⸗ 
ſinnung beider Herren, daß ſie über die zu gebende Antwort nicht in 
Zweifel ſein werden.“ 

Frankfurt, 12. Januar. [Das Comite des Frankfurter 
Wahlvereins! veröffentlicht eben eine Erklärung, wonach Dr. Lasker 
in Frankfurt annehmen wird, wenn er hier bei der auf den 17. d. 
angeſetzten Stichwahl die Majorität erhält. Damit zerfällt das Ge⸗ 
rücht, Lasker habe ſich für ſeinen Meininger Wahlkreis Sonneberg⸗ 
Saalfeld entſchieden, mit den Folgerungen, die wir daraus ſchloſſen, 
in Nichts. Uebrigens iſt jenes Gerücht keineswegs von Gegnern 
Lasker's ausgegangen, fondern auf zwei Telegramme feiner Sonne: 
berger Freunde, von denen eins dem Referenten ſelbſt vorgelegen, und 
welche dieſe Auffaſſung gar wohl zuließen. Die Entſcheidung liegt 
nun bei den Social⸗Demokraten, die zum Theil für Sonnemann nicht 
ſtimmen können. (K. Z.) 


Schweiz. 


Bern, 10. Jan. [Proteſt.] Der Biſchof von Sitten, 
Petrus Joſeph, hat im Namen und beſonderen Auftrag der ver⸗ 
einten Schweizer Biſchöfe einen Proteſt gegen die vom Bundes: 
rath verfügte Aufhebung der päpſtlichen Nuntiatur an 
die Adreſſe des Bundespräſidiums und der Bundesräthe erlaſſen: 

„Bei den tief zu beklagenden Zerwürfniſſen und Conflicten, die in jüng⸗ 
ſter Zeit in mehreren Cantonen der Schweiz zwiſchen den Trägern der ſtaat⸗ 
lichen Gewalt und den kirchlichen Oberbehörden ausgebrochen ſind, hielten 
die Katholiken der betreffenden Didcefen und der BEER Schweiz, jowie an 
ihrer Spitze die ſchweizeriſchen Biſchöfe ſammt der katholiſchen Geiſtlichkeit 
mitten in den ſchmerzlichen Prüfungen immer an der Hoffnung feſt, die pie⸗ 
len Unbilden und Gewaltmaßnahmen, die gegen ihre Kirche und die religiöſe 
Freiheit verübt wurden, werden endlich die gebührende Zurückweiſung oder 
wenigſtens ihr non plus ultra vor den Schranken der oberſten Bundesbe⸗ 
hörde finden.“ — Mit dieſen Worten, deren ſtereotype Wiederholung wir ja 
bei allen derartigen Producten finden, fängt der ſehr ausführliche Proteſt 
an, der, anknüpfeud an die Landesverweiſung Mermillod's und die Abfetzung 
der Geiſtlichen im Jura, auf die Entfernung des päpſtlichen Nuntius über⸗ 
geht und ſich an das Bundespräſidium mit dem Troſtgedanken wendet: „Es 
liegt in der Ueberzeugung, daß im Vaterlande über befangenen Lokal⸗ und 
Partei⸗Intereſſen noch eine oberſte unabhängige Bundesbehörde beſtehe, an 
deren weiſer Einſicht und feſtem Sinn für Recht und geſezliche Ordnung die 
Wogen unberechtigter Wirren und deſpotiſcher Maßregelungen ſich endlich 
würden brechen müſſen, und bei deren väterlicher Geſinnung die Bürger 
und die Völkerſchaften Theilnahme im Unglück und ſichern Schutz gegen Un⸗ 
bill und Ungebühr finden können.“ A 

Nachdem der von Mäßigung und billiger Rückſichtnahme zeugenden Hal: 
tung des Bundesrathes bei dem ef t Conflicte volle Anerkennung 
ausgeſprochen worden, bedauern die Biſchöfe nur, „daß der gewünſchte Erfolg 
nicht immer den Bemühungen entſprach und deswegen eine andauernde, er⸗ 
bitterte Befehdung der katholiſchen Kirche in der Schweiz ſchließlich dahin 
führen konnte, daß man bereits die völlige Unterdrückung zum Zielpunkt zu 
nehmen wagt, nicht einſehend, daß hiermit auch das Ende der freien Schweiz 
unauflöslich mitverbunden máre : 

Sehr naiv und harmlos äußert ſich die Anſchauung der Herren, wenn 
ie die ee Nuntiatur ganz unmotipirt finden. „Wir haben in 

hrer bezüglichen Note vom 12. Decbr. an den Nuntius keinen andern Grund 
finden können, heißt es, als jene neulich veröffentlichte Eneyklika unſeres heil. 
Vaters Papſt Pius IX. glorreichen Namens, vom 21. Nov. l. J. und zwar in 
ng fpeciell nur jene paar Worte, in denen das Oberhaupt der katholiſchen 
Kirche den Ausdruck ſeiner e entſchiedenen Verurtheilung 
niedergelegt über die Verbannung des Mſgr. Mermillod und die von der 
Genfer Behörde empfohlene ſchismatiſche Bedrängung der dortigen Katholiken 
und ihre Geiſtlichkeit! “/. : 

Uebrigens habe Pius IX. nur gethan, was alle feine Vorgänger auf 
dem Stuble Petri auch gethan, fürwahr nur zum Heile der Völker. Welchen 
Dank ſchulde nicht die cibilifirte Menſchheit dem freien Wort der großen 
Päpſte Leo, der Gregore, der Pius? „Und wann erſt — geht es in prophe⸗ 
tiſchem Tone fort — die aufgewühlten Wogen des Ae e Sturmes 
ſich werden zur Ruhe gelegt haben, werden auch die Tage nicht ausbleiben, 
wo die Fürſten und Völker — vielleicht nach Prüfungen und Enttäuſchungen 
ſchmerzlicher Art (die wir doch ſo gern unſerem theueren Vaterlande erſpart 
wünſchten) — die Stimme des Vaters der Chriſtenheit wieder mit Ehrfurcht 


und ' 
Verurtheilun f 
Friedens in der menſchlichen Geſellſchaft erkennen werden.“ 


lich ein Ende nehmen? 
wiederkehren, unter deren Walten noch in den Tageu unſerer Jugend die 
Eidgenoſſenſchaft ſo glücklich und friedlich war?“ — Ne 
Biſchöfe zum Schluſſe, um gleich darauf in den „Glaube, Liebe, Hoffnung“ 
athmenden Worten, mit denen das Schriftſtück ſchließt, Troſt zu fi . 


11 17 Wolken brechen, fo werden nach dieſen verhängnißvollen Criſen 
efjere 

Urtheil wieder zur Geltung gelangt fein wird, legen wir dieſe unſere Zeug⸗ 
niſſe und Verwahrungsſchrift in das Archiv unſerer vaterländiſchen Kirche 
nieder; fie möge dazu dienen, den h. Vater über die neue Schmach zu röſten, 
angeſichts der unbegrenzten Liebe und unerſchütterlichen Treue aller Biſchöfe, 
Geiſtlichen und Katholiken der Schweiz, deren kindliche Gefühle wir als ge⸗ 
rechte Sicherheit für die erlittene Unbill im Namen Aller Seiner Heiligleit 
entgegenbieten; fie möge den gegenwärtigen und zukünftigen Geſchlechtern 
als feierliche Urkunde dafür gelten: daß keine Macht auf Erden uns je ſchei⸗ 
den kann von der Einigung des Glaubens und der Liebe, die wir nach dem 
Beiſpiele unſerer Väter und Vorfahren mit dem heil. Stuhle Petri in Rom 
zu unterhalten entſchloſſen fino, daß wir vielmehr, je heftiger das Beſtreben 
auftritt, unſer religiöſes Band der Einheit mit demſelben zu brechen, uns 
unt jo enger und entſchiedener daſſelbe ziehen und bei dieſem ſcherzlichen Anz 
laß auf ein Neues in die Hände des heil. Vaters Papſt Pius IX. glorreichen 
Namen die feierliche Betheuerung niederlegen, welche in gleich ſtürmiſchen 
Tagen einſt der heil. Hyronimus an den P 
ausgeſprochen: „ 
denn wir wiſſen, daß der Herr auf dieſem Felſen ſeine Kieche gebaut hat“ 


des Königs.] Immer großartiger, ſchreibt man der „K. Z.“, wer⸗ 
95 die Vorbereitungen zu dem 25jährigen Regierungs⸗Jubiläum des 

nigs. 
größeren Plätze zu einer Berathung zuſammengetreten, um ſich über 
ein gemeinſchaftliches Vorgehen zu einigen. 
die Volksſchule beſuchenden holländiſchen Jugend zuſammengebrachte 
Summe beläuft ſich auf etwa 25,000 Fl. und es iſt nun die Frage, 
wie dieſes Geld verwendet werden ſoll. 
Partei, oder wie ſie ſich ſelbſt am liebſten nennt, die chriſtlich⸗hiſtoriſche 
Richtung, hatte zuerſt verſucht, in die allgemeine Einſtimmigkeit, der 
ſich dieſes Mal auch die Ultramontanen unterordneten, eine Spal⸗ 
tung zu bringen, indem ihre Organe beweiſen möchten, daß die Be⸗ 
theiligung an dieſem Geſchenke Seitens der Kinder gläubiger Prote⸗ 
ſtanten die Anererkennung der confeſſionsloſen Staatsſchule einbegreife, 
in deren Bekämpfung die orthodoxe Partei gegenwärtig den Schwer⸗ 


proteſtantiſcher und jüdiſcher Lehrer friedlich in demſelben Comitee zu⸗ 


. DIR er 8 
ren uit in der Nachachtung feiner Rátbe. * A 
en das ſicherſte Mittel zur Erhaltung der Ordnun des 


Trauerſplel für die Katholiken der Schweiz end⸗ 
ann werden die Mäßigung und die Toleranz 
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„Wann wird das lan 
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ſeufzt der Chor der 


nden; 
„Wie nach ausgetobtem Sturme die Strahlen der lichten Sonne durch 


eiten kommen, und auf jene glücklicheren Tage, wo das gerechte 


. Hyro n Papſt Damaſus in den Worten 
ir ſchließen uns Deiner Heiligkeit in Vereinigung an, 


i e d 


f er lande. . Y. 
Rotterdam, 9. Januar. 


[Zum Regierungs⸗Jubiläum 


In Südholland ſind dieſer Tage die Bürgermeiſter der 


Die von der geſammten, 


Die orthodox⸗proteſtantiſche hi 


punkt ihrer Polemik gelegt hat. Nachgerade ſcheint man aber auch 
hier zu der Ueberzeugung gekommen zu fein, daß es ſehr wenig con⸗ $ 
ſtitutionellen Tact verräth, die Perſon des Monarchen in dieſer Weiſe 
in die Parteikämpfe zu verflechten. Die Sache iſt nunmehr denn E 
auch beigelegt und nicht felten kommt es vor, daß ein katholiſche, 
ſammenſitzen. 

[Parlamentariſches.] In Guado fand dieſer Tage eine Er⸗ 
ſatzwahl zur zweiten Kammer Statt, die in mehr als einer Beziehung, 
von hoher Bedeutung iſt. Jede Partei hatte dieſes Mal einen beſon⸗ 
deren Candidaten aufgeſtellt und das Refultat iſt in dieſem Wahlbe⸗ 
zirk, den die Conſervativen ſeit zwanzig Jahren in ihrem unbeſtritte⸗ 
nen Beſitz hatten, daß zwiſchen dem liberalen Gandidaten, der die 
meiſten Stimmen erhielt, und dem Vertreter der chriſtlich⸗hiſtoriſchen 
Richtung eine engere Wahl Statt finden muß. Die Conſervativen er⸗ 
litten eine gänzliche Niederlage; ihr Candidat brachte es nicht einmal \ 
auf 200 Stimmen, während über 2000 abgegeben wurden, und zu 
welcher Kraft die clericale Partei in den letzten Jahren in dieſem 
Wahldiſtrict ſich entwickelt hat, beweiſt der Umſtand, daß ihr Candi: ET 
dat, der frühere Miniſter Heemskerk, über 400 Stimmen erhielt. Mit 
Sicherheit kann daraus das Fiasco der eonſervativen Partei conſtatirt 
werden, die ſeit ihrer Verſchmelzung mit den Clericalen das Vertrauen 
des größten Theiles des Volks verloren hat, obgleich ihre Organe, be- 
ſonders das „Dagblad“, nicht müde werden, bei jeder Gelegenheit zu W 
verſichern, daß fie eigentlich der wahre Ausdruck der Volksſtimmung 
eien. 

Dänemark. E 

Kopenhagen, 10. Januar. [Die vorgeftrige erſte Behand⸗ 
lung des Heergefeges] anläßlich, welcher mehrere zur Sache ge⸗ 
hörige intereſſante Auslaſſungen hervortraten, offenbarte ebenfalls die 
von der Linken vorläufig eingeſchlagene Taktik, welche darin beſteht, 
daß ſie ſich — in Schweigen hüllt und ſchweigend möglichſt rückſichts⸗ 
los bei den Abſtimmungen verfährt. Von ihrem Standpunkte iſt das 
ohne Zweifel ganz klug. Dieſe Taktik, ſchreibt man den „H. Nachr.“, 
iſt jedoch wahrſcheinlich nnr „vorläufig“. Eine allgemeine Partelver⸗ 
ſammlung ſoll nämlich noch nicht Statt gefunden haben, wartet viel⸗ 
mehr auf die Ankunft Krabbe's. Erſt nach ſeiner Ankunft wird die 
Linke alſo wohl erſt die Lage berathen und rückſichtlich der deſinitib 
einzuſchlagenden Taktik ſchlüſſig werden. 1 

[Preußiſche Heu- und Strohkäufe in Jütland.] Man 
chreibt der „K. Z.“ von hier: Einige Fourageankäufe, welche durch 
preußiſche Intendanturbeamten in Jütland gemacht ſind, haben ver⸗ 
ſchiedene unſerer Zeitungen, namentlich die in Aarhaus erſcheinende 
Zyllandspoſt, in Alarm geſetzt. Was kann das zu bedeuten haben? 
fragt man ängſtlich, und ſtatt ſich darüber zu erfreuen, daß einige ji 
tiſche Bauern gute Preiſe für ihre Erzeugniſſe erzielen, wittert man 
Verrath hinter dieſem einfachen Vorgange. Nun, die guten Leute 
können ſich beruhigen, denn wenn Preußen einen Cinfall in Jütlaud 
beabſichtigte und ſich zu dieſem gewaltigen Unternehmen vorbereitete, 
o würde es ſchwerlich die nöthigen Vorräthe einem Lande entnehmen, 
das es zu überfallen gedenkt, weil es doch gewiß einfacher wäre, jene 
Sachen an Ort und Stelle zu verzehren. Wenn alſo eine ſolche An⸗ 
nahme aus manchen Gründen abſurd iſt, was in aller Welt kümmert 
es denn die däniſche Preſſe, wo Preußen ſein Heu und Stroh kauft, 
oder will man vielleicht ein Ausfuhrverbot auf dieſe Gegenſtände er⸗ 
zielen, um dem böſen Nachbar im Süden dadurch die Verlag 
ſeiner Truppen zu erſchweren? Es iſt wirklich nicht leicht, den Grund ? 
der Erregung über dieſe Angelegenheit zu finden. E 

[Das geſammte Nationalvermögen Dänemarks] beläuft 
fid), nach einer Berechnung des Chefs im ſtatiſtiſchen Bureau, Falbe 
Hanſen, auf etwas über 2 Milliarden Rigsdaler. ; 

Mu fla nd. 

+: Petersburg, 11. Januar. [Schulze⸗Delitzſch' Princip ” 

und unſere ländlichen Hilfskaſſen.] In Anbetracht der großen ; 
EN] 
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Hungersnoth, die jetzt in fünf Kreiſen des Gouvernements Samara 
herrſcht, dürfte die Frage nicht unweſentlich erſcheinen, ob die Bauer⸗ 
ſchaft in Rußland auch Sinn hätte, in guten Jahren zu ſparen und 
für ſich ſelbſt zu ſorgen. Bei der Hungersnoth in Samara haben 
allerdings mehrere Urſachen zuſammengewirkt; dann iſt es bei einem 
ſo ausgedehnten Reiche, wie Rußland vielleicht auch nicht einmal 
möglich, daß die Bedingungen, die eine gute Ernte bewirkeu, unter 
den vielfachen Himmelsſtrichen gleichmäßig vorwalten. Zwiſchen Archangel 
und Tiflis, zwiſchen Warſchau und Kamtſchatka kann unmöglich zu 
derſelben Zeit gleich gute Ernte ftattfinden, ſowie auch im Jahre 1873 


Ausſich yer [ort 
zügliche Ausbeute an Ko 


am n ga 
rn gewonnen iſt. — Als das wichtigſte 


wurde am 1. Auguſt 1866 im Dorfe Roſchdeſtwenskoje, im Kreiſe 
Wetluga (Gouvernement Koſtroma) begründet und beruhte auf dem 
Umſtande, daß in Folge des Emancipations⸗Actes und der damit ver⸗ 
bundenen Dotirung jeder Bauer bei uns als Grundeigenthümer er⸗ 
ſcheint, und daher für die Zahlungen, die er übernimmt, Garantie 
zu leiſten vermag. Anfangs fand dieſes Beiſpiel der bäuerlichen öko⸗ 
nomiſchen Selbſthilfe wenig Nachahmung, denn von 1866 bis 1868 
wurde keine neue Kaſſe der Art, wie die von Roſchdeſtwenskoje er⸗ 
richtet, wiewohl die Regierung den Nutzen ſolcher Einrichtungen ſofort 
vollſtändig begriff und die Sache dadurch zu fördern ſuchte, daß die 
geſetzliche Beſtätigung der Statuten folder Kaſſen an möglichſt geringe 
Formalitäten geknüpft ward. So kamen im Jahre 1869 zwei und 
im Jahre 1870 13 neue Kaſſen hinzu. Erſt nach 1870 fing man 
an, bei der Anlage ſolcher Kaſſen ſyſtematiſch und theilweiſe unter 
Nachbildung ſchon vorhandener Statuten der bewährteren älteren Ge⸗ 
noſſenſchaften vorzugehen. So gab es im Jahre 1871 ſchon 43 Ge⸗ 
noſſenſchaften dieſer Art, und von da an fing die Zahl in raſcher 
Progreffion zu wachſen an. Im Jahre 1872 zählte man ſchon 93 
ſolcher Hilfs- und Darlehnskaſſen, am 1. September 1873 jedoch be⸗ 
reits 250, und am 1. November 1873 gar 324. Dieſe Kaſſen ha⸗ 
hen ſich in kurzer Zeit, wie man ſieht, nicht nur in überraſchender 
Weiſe vermehrt (in Deutſchland wuchſen die Aſſociationen nach Schulze⸗ 
Delitzſch in 8 Jahren nur auf 118 an), ſondern auch ſich faſt über 
das ganze europäiſche Rußland verbreitet. Dieſe 324 Kaſſen befinden 
ſich nämlich auf 46 Gouvernements und 149 Kreiſe vertheilt. Einen 
großen Unterſchied zu den Schulze⸗Delitzſchen Hilfsgenoſſenſchaften 
könnte man weniger in dem Principe, als in dem Charakter der be⸗ 
theiligten Glieder wahrnehmen. Während Schulze⸗Delitzſch in Deutſch⸗ 
land vorwiegend unter den Fabrikarbeitern ſeine Anhänger findet, 
zeigt ſich in Rußland ſolchen Einrichtungen faſt nur die ackerbauende 
Bevölkerung geneigt. Im December 1872 gab es faſt 100 Hilfs⸗ 


und Darlehnskaſſen, doch nur 5 waren von Fabrikarbeitern gebildet, Q 


and man hat auch nicht gehört, daß die Zahl der Hilfe: und 
Darlehnskaſſen nach Schulze-Delitzſch' Princip der Selbſthilfe ſich 
bei den Fabrikarbeitern inzwiſchen in nennenswerther Weiſe vergrößert. 
Man wäre danach geradezu verſucht zu ſagen, daß Schulze-Delitzſch 
Prineip bei unſeren Fabrikarbeitern gar keinen rechten Anklang ge⸗ 
funden, während es für die Ackerbauer eine rieſige Tragweite gewon⸗ 
nen hat. Es iſt vielleicht ein ganz beſonders günſtiger Umſtand, daß 
die Statuten der 324 Genoſſenſchaften ſich mehr oder weniger ſpe⸗ 
«ciellen Bedürfniſſen angepaßt, und daß ſpäter, als ſich landwirthſchaft⸗ 
liche Commiſſtonen und officielle Perſönlichkeiten mit der Aufſtellung 
von Muſterſtatuten beſchäftigten, ebenfalls eine gewiſſe Mannigfaltigkeit 
in liberalſter Weiſe als zuläſſig erkannt wurde. Von 145 Genoſſen⸗ 
ſchaften, über welche genauere Kunde einlief, haben ſich 41 ganz nach 
eigenen Ideen ihre Einrichtung geſchaffen, und die 104 übrigen der⸗ 
geſtalt ſich arrangirt, daß 27 den im Gouvernement Nowgorod (wo 
die Zahl dieſer Genoſſenſchaften am größten iſt) gangbaren Statuten⸗ 
Entwurf annahmen, 31 ſich nach den Vorſchlägen einer landwirth⸗ 
ſchaftlichen Commiſſton, 14 nach einem und 20 nach einem andern 
im Miniſterium ausgearbeiteten Entwurfe, und 12 endlich nach dem 
im Gouvernement Pskow gangbaren Muſter ſich einrichteten. Ob 
indeſſen für ſpätere Zeit nicht vielleicht doch manche Unification in 
dieſen Einrichtungen nöthig werden könnte, läßt ſich nicht im Voraus 
beſtimmen. Die 324 Kaſſen haben übrigens mit einem Grundcapital 
von 234,252 Rubel angefangen: Die Verwaltungskoſten ſtellen ſich 
für jede Kaſſe durchſchnittlich auf SO bis 90 Rubel im Jahr. Nach 
allem dieſem iſt nun nicht zu bezweifeln, daß unſere Bauern den 
Werth einer rationellen Sparſamkeit ſchon in großem Umfange be⸗ 
griffen haben. 


+ + 
Provinzial-Beitung. 

H. Breslau, 14. Jan. ? K 
Theiles der innern Stadt] hielt geſtern Abend unter dem Vorſitz des 
Herrn Dr. Eger ſeine Generalverſammlung ab. Nach einigen Bemerkungen 
des Vorſitzenden über den Ausfall der hieſigen Reichstagswahlen erfolgte die 
Neuwahl des Vorſt andes. Während der Ermittelung des Reſultates 
derſelben erſtattete der Caſſirer des Vereins, Herr Kaufmann L. A. Schle⸗ 
jinger den Caſſenbericht. Derſelbe ergab, daß der Verein einen Beſtand 
aus dem Jahre 1872 von 70 Thlr. 20 Sgr. 2 Pfg. hatte, hierzu kamen 92 
Thlr. 6 Sgr. an Beiträgen pro 1873, zuſammen 162 Thlr. 26 Sgr. 2 Pf. 
Dagegen betrugen ſämmtliche Ausgaben 70 Thlr. 3 Sgr. 2 Pf., ſo daß ein 
Beſtand von 92 Thlr. 23 Sgr. verbleibt. Dem Herrn Caſſirer wurde Decharge 
ertbeilt. — Demnächſt berichtete der Schriftführer des Vereins, Herr Kauf⸗ 
mann Vollradt über die Thätigkeit des Vereins im abgelaufenen Jahre. 
Der Verein hielt 8 öffentliche Verſammlungen und 14 Vorſtandsſitzungen ab. 

In den öffentlichen Verſammlungen hielten Vorträge, reſp. referirten die 
Herren Kim. R. Mai, Dr. Lipſchitz, Dr. Stein, Dr. Weis, Dr. Pinoff 
um d Sanitätsrath Dr. Eger. Ferner war dem Vereine ſ. 3. das Präuſcherſche 
Muſeum zu einem billigeren Entree zugänglich gemacht worden. Unter 
Führung der Herren Dr. Pinoff und Dr. Eger wurden der botaniſche 
Garten und das neue Waſſerhebewerk beſichtigt. Im erſteren hatte Hr. Prof. 
Dr. Göppert die Güte, den Anweſenden einen. überaus lehrreichen und 
intereſſanten demonſtrativen Vortrag qe halten. Im Laufe des Sommers 
fand ein Ausflug des Vereins nach Deutſch⸗Liſſa ftatt. — Auf pielfach aus⸗ 
geſprochenen Wunſch nahm der Verein die kirchlichen Wahlen für die Elifabet- 
gemeinde in die Hand. Die von dem in Folge deſſen gebildeten Wahlcomité 
aufgeſtellte ln ift bis anf einen Namen bet der Wahl durch⸗ 
gedrungen. Eine Anzahl Mitglieder der Gemeinde, welche, auf einem ande⸗ 
ren Standtpunkte als die Wählerverſammlung ſtehend, verſuchte bei den 

Wahlen den Vorſchlägen dieſer entgegen zu arbeiten, 90 blieben die An⸗ 

trengungen derſelben ohne Erfolg. Leider ift durch dieſe achinationen eine 
Berjönlichteit, die das Wahl⸗Comité unter die Candidaten aufgenommen 
hatte, von ihnen aber auch aufgeſtellt worden war, ohne allen Grund un⸗ 
liebſam geworden. Der Berichterſtatter verſichert, die volle Ueberzeugung ge⸗ 
wonnen zu haben, daß der in Rede ftehende Rechtsanwalt Zenker, dem 

Treiben der unbekannten Op ponenten völlig fern geſtanden 

und ohne alles eigene Verſchulden in der Gemeinde in ein faſches Licht ge⸗ 
kommen fei. — Das Wahlreſultat war folgendes: Sanitätsrath Dr. Eger, 


C. $. Elsner, Lehmann, Rob. Mai, Dr. Pinoff, L. A. Schleſinger, 
Dr. Stein, J. Thiel, W. Vollradt, A. Würdig, Heidemann 
8 Y 1 L. Orthmann und L. Woywode. ! 


N. Kalinke, L. Freund, 17180 
Breslau, 15. Jan. Angekommen: Se. Durchlaucht Fürſt Carolath⸗ 
Beuthen, Rees Silonbesbere, aus Carolath. Se. Durchlaucht Heinrich IX. 
Prinz Reuß, auf Neuhof. Se. Durchlaucht EN zu Hohenlohe⸗In⸗ 
gelfingen, auf Lublinis. Se Ercellenz Frau Gräfin v. Maltzan nebit 
Jamilie, auf Schloß Militſch. v. Ziemitzki, Generalmajor und 0 
Lommandeur, aus Frankfurt. a \ (Sremben! 55 
„ [Herr Sberbürgermeiſter v. jordenbed] iſt, wie die 
„Magdeb. Zig.“ meldet, iu feinem bisherigen Wahlkreiſe Wol mirſtedt⸗ 
Neuhaldensleben mit einer an Ginftimmigteit grenzenden Majori⸗ 

tät zum Reichstags⸗Abgeordneten gewählt worden. 
b 


© Bunglau, 13. Jan. [Sur Reichstagswahl. — Beru 
Leide es e 80 1 die Reidstagsinabl kann ich 3 
eilen, daß n 3 Bunzlau, Naumburg Bar 
Ortſchaften borfiegenden Ra richten von 2451 Stimmen Cultusminiſter Dr. 
Reich un Graf v. d. Recke⸗Volmerſtein 132, Obertribunalsrath Peter 
eich en 


perger 401 und Geheimer Suftigrath Starke 
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a Mittel 
der bäuerlichen Selbſthilfe erſcheinen die ländlichen Hilfs- und 
Darlehnskaſſen, welche ſeit 1866 bei unſeren Landleuten in Auf: 
nahme gekommen ſind. Die erſte ländliche Darlehns⸗ und Hilfskaſſe 


[Der Bezirksverein des nordweſtlichen 5 


O. und 22 ländlichen 


1 Stimme erhalten Frankendurger (bayr. Fortſchr. 


el 
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MAS eo 
iſt 6 n 9 Wahlbezirken, Reg.⸗Bez. Wiesba 
r Reidy nur in Naumburg, Paritz und Herzogswaldau, für den Camberg ua) 
Miniſter Falk aber in allen oben genannten Wahlbezirken, und zwar in] Reg.-Bez. Arens 
20 davon mit großer Majorität, geſtimmt worden. Was die Verein FForiſchr.) 
an der Wahl anlangt, fo waren in der Stadt Bunzlau von 1748 Wablberechtig-} Neg.⸗Bez. Coblenz. 5. Wahlkr. (Ahrweiler). Stadtgerichtsrath Kochann 
ten 603, alſo 34,5% erſchienen in Naumburg bon 460 Wählern 257, aljo| in Berlin (ultram. ) ; ES 
56% ; aus den ländlichen Bezirken ijt uns der Procentſatz noch nicht bekannt] Reg.⸗Bez. Stettin. 5. Wahlkr. (Pyritz⸗Saatzig). Landrath v. Schönin 
nur aus der Ge: zeinde Uttig müſſen wir rühmend hervorheben, daß daſelbſt (conſerb.) ae: 
vom 50 Wahlberechtigten 47 (alſo 94 erſchienen fino, die ſämmtlich für Herzogthum Altenburg. Appellationsger.⸗Vicepräſ. Dr. Wagner (nat.⸗ 
Falk geſtimmt haben. — Kreisgerichtsdirector Severin, der ſeit 4 Jahren Provinz Hannover. 3. Wahlkreis. (Meppen). Staatämmifter a. 
das hieſige Gericht leitet, iſt in gleicher Eigenſchaft an das Kreisgericht in 
Groß⸗Glogau berufen worden; es wird allgemein bedauert, daß er Bunzlau 
verläßt, da er ſowohl als humaner Vorgeſetzter hoch verehrt wird, als auch 
um die geſellſchaftlichen Verhältniſſe hieſiger Stadt ſich große Verdienſte er⸗ 
worben hat. — In der erſten diesjährigen Sitzung der Stadtverordneten 
wurden 13 neu, reſp. wiedergewählte Stadtverordnete eingeführt und durch 
Bürgermeiſter Stahr verpflichtet. Nach den vom Vorſitzenden gegebenen 
Notizen hat die Verſammlung im Jahre 1873 in 18 Sitzungen 290 Vor⸗ 
lagen erledigt; von den 36 Mitgliedern waren durchſchnittlich in jeder Sitzung 
27 anweſend. Bei der Wahl des Vorſtandes wurde zum Vorſteher Juſtiz⸗ 
rath Minsberg gewählt, der dieſes Amt ſchon viele Jahre hindurch un⸗ 
unterbrochen geführt und es nur für das vorige Jahr aus Geſundheitsrück⸗ 
ſichten niedergelegt hatte; zu feinem Stellvertreter wurde der vorjährige Vor⸗ 
ſteher, Rechnungsrath Sommer, zum Protokollführer Kaufmann Schüller, 
zum Stellvertreter Uhrmacher Pils gewählt. Eine vor einigen Monaten 
hier verſtorbene Bettlerin, welche durch zwanzig Jahre regelmäßige Unter⸗ 
ſtützungen aus der Armenkaſſe empfangen hatte, hinterließ, in Betten und 
alten Lumpen verſteckt, eine Baarſchaft von über 1000 Thlr.; die Armen⸗ 
verwaltung hat nun die gezahlten Unterſtützungen bei der Nachlaßmaſſe 
liquidirt und auch im Betrage von 179 Thlr. zurückerhalten, welche mit Ge⸗ 
nehmigung der Stadtverordneten⸗Verſammlung capitaliſirt werden follen. — 
Fur die Sitzungen des Kreistages und des Kreisausſchuſſes, welche vorläufig 
im Rathhausſaale ſtattfinden ſollen, iſt die Benützung deſſelben von den 
ſtädtiſchen Behörden genehmigt worden. — Kämmerer Salomon, welcher 
bereits zum Amtsvorſteher für den Bezirk Bunzlauer Forſten gewählt iſt, 
wird mit widerruflicher Genehmigung der Stadtperordneten⸗Verſammlung 
auch die Verwaltung des angrenzenden Amtsbezirks Lichtenwaldau⸗Linden 
übernehmen. 


* * f l 14. Jan. [Wahl.] Die Kreiſe Landeshut, Jauer, 
Bolkenhain wählten Profeſſor Dr. Gneiſt gegen Graf Hochberg⸗Rohnſtock 
mit 506 Stimmen Majoritát zum Reichstagsabgeordneten. 


OSchweidnitz, 14. Januar. [Reichstagswahl.] Das geſammte 
Wahlreſultat aus dem Wahlkreiſe Schweidnitz⸗Striegau iſt heut bekannt 
worden. Was Referent bereits vor einigen Tagen angedeutet, hat ſich als 
Thatſache erwicſen. Der Candidat der regierungsfreundlichen Partei, der 
andeshauptmann von Schleſien, Graf Pückler hat faſt zwei Drittheile der 
giltigen Stimmen erhalten. Es ſind nämlich von 11,917 Stimmen 7857 
auf denſelben pefallen, während der Candidat der ultramontanen Partei, 
Baron von Köller 3989 erlangt hat, und 71 Stimmen ſich zerſplittert 
habe. Der Gewählte gehört, wie bekannt iſt, zur conſervativen Partei. 


Trebnitz, 14. Jan. Wahl] Von 10,846 abgegebenen Stimmen 
im Wahlkreiſe Trebnitz⸗Militſch⸗Trachenberg erhielten nach heute feſtgeſtelltem 
Reſultat: 1. Graf Maltzan (Schloß Militſch 8735 Stimmen, 2. Landrath 
a. D. von Mitſchke⸗Collande auf Collande 1967 Stimmen. Die übrigen 
Stimmen zerſplitterten. 


© efg, 14. Jan. Offictelles Wahlergebnißl im Wahlbezirke 
Pleß⸗Rübnick: Geiſtlicher Rath Müller 13,226, Horzog von Ratibor 6435, Provinz Schleswig⸗Holſtein. 6. Wahlkr. (Pinneberg). Prof. Dr. Beſeler 
zerſplittert 116, zuſammen 19,767 Stimmen. (altliberal). = 
Nachrichten aus dem Großherzogthum Poſen. Baden. erzogth. Baden. 10. Wahlkr. (Karlsruhe). Prinz Wilhelm von | 

r. Liſſa, 14. Januar. [NReihstagswahl) Gewählt: Appell.⸗Ger.⸗Rath 5 Juſtizrath Meyer 
Amtsre 


en; fin den 


Reichenſperger e 


Windthorſt (ultram.) 
Fürſtenthümer Neuß ältere Linie. Kamigan in Köthen (Social⸗Dem 
erhielt 2654, Dr. Oppenheim in Berlin (nat.-lib.) 2540 St. von 6895 S 
Großherzogthum Baden. 11. Wahlkr. (Mannheim.) Scipio (nat. ⸗lib.). 
We Heſſen. 4. Wahlkr. (Darmſtadt.) Ober⸗Steuerrath 
Welder (nat. ⸗lib.) ; 
Reg.⸗Bez. Danzig. 4. Wahlkr. (Neuſtadt⸗Karthaus). v. Rybinski (Po 
Reg.⸗Bez. Königsberg. 2. Mahlkr. (Labiau.) Gutsbeſitzer Fernov⸗ 


lacken (Fortſchr.) 

Reg.⸗Bez. Poſen. 4. Wahlkr. (Buk⸗Koſten). v. Zoltowski (Pole.) 
1. Wahlkr. (Stadt und Kreis Poſen). v. Niegolewski (Pole.) ER 
Reg.⸗Bez. Düſſeldorf. 4. Wahlkr. (Düſſeldorf) Bernards (ultram). 
( 1 0% Wiesbaden. 1. Wahlkr. (Homburg). Fabrikant Dr. Brüning 
nat. ⸗lib.). 
Reg.⸗Bez. Trier. 2. Wahlkr. (Bernkaſtel). Kaufmann Dieden in Uerzig 
Provinz Hannover. 18. Wahlkr. (Bremervörde). Landes⸗Director 
Bennigſen (nat.:lib.). : 

Königreich Baiern, Oberfranken. 5. Wahlkr. (Bamberg). Dr. Schüttin 
ger (ultram.). y 3 
Köngreich Würtemberg. 6. Wahlkr. (Tübingen). Kreis - Gerichtsr 
Gaupp (nat. ⸗lib.). 2 
Großherzogthum Baden. 12. Wahlbezirk (Heidelberg). Dr. 
Blum (nat. ⸗lib.). 


eg.⸗Bez. Poſen. 3. Wahlbezirk (Meſeritz⸗Bomſt). Landrath v. Unru 
Bomſt (deutſche Reichspartei). 

Freie Stadt Hamburg. 1. Wahlbezirk. Engere Wahl zwiſchen Mör 
Slime mit 4933 und Hartmann (Socialdemokrat) mit 4191 von II, 
Stimmen. 


poe Stadt Hamburg. 3. Mablbez. Dr. Wolffon (nat.-lib.). 2 
Reg.⸗Bez. Königsberg. 9. Wahlbez. (Allenſtein). Domherr Borowski 
Frauenburg (ultramontan). af 
Reg.⸗Bez. Magdeburg. 6. Wahlbez. (Wanzleben). v. Benda 9 
Reg.⸗Bez. Potsdam. 7. Wahlbez. (Ojthavelland). Geh. Rath Wulfsh 
nationalliberal). a 
Provinz Schleswig⸗Holſtein. 2. Wahlkr. (Flensburg). Von 13,620 Stim: 
men erhielten Prof. Paul Hinſchius 5167, Hofbeſitzer H. A. Kryger⸗Beftoft 
5264, alſo engere Wahl. 1 
Provinz Schleswig⸗Holſtein. 5. Wahlkr. (Itzehoe). Von 17,575 Stimmen 
erhielten Dr. Lorentzen (Fortſchr.) 5928, Georg Winter⸗Ottenſen (Soz.⸗Dem 
5844. Engere Wahl auf den 27. d. anberaumt. 


v. Butitammer: Colmar nationalliberal) mit 4725 Stimmen. — Gegen- 

candidat, Probſt Theinert⸗Zolembic erhielt 4181 Stimmen. — Abfolute 

Alu von 8918. Potanten 4455. Majorität für den Deutſchen 544 
immen. 


* Reg.⸗Bezirk Poſen. 


t. 5. Wahlbezirk (Kroeben). Der Candidat ber 
Polen Fürſt Czartoryski iſt mit 7359 Stimmen gewählt. Der Candidat 
der Deutſchen Prinz Hatzfeld⸗Gews witz erhielt 5169 Stimmen, darunter 
1618 Stimmen aus der Stadt Rawitſch. : } 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts ⸗ 


Sternwarte zu Breslau. 1 5 
7 ontan). 
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Luftdruck bei 0 329% 86 330,47 33204 40 Ange 5 fe ee (Anklam): U Maltzahn Gils (confe 
Duster 2010 2441 2%, | (Sortichritt). E 

unſtdruck 5 ah „ 97 Königreich Würtemberg. 12. Wahlkreis (Gerabronn): Fürſt Herm 
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l Rh 5 Ue . 4 lönigret ürtemberg. 2. Wahlkr. (Ludwigsburg): Freih. v. Varnb: 
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Breslau, 15. Jan. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 4 M. 28 Cm. U.⸗P. — M. — Em. 
3 2 Eisſtand. f 


Rath Schmidt (nat. ⸗lib.). — 4. Wahlkreis (Böblingen⸗Leonberg): Dr. Eli 
(nationalliberal). a 
Königreich Baiern (Oberfranken). 3. Wahlkreis (Forchheim⸗Culmba 
Fürſt Chlodwig von Hohenlohe⸗Schillingsfürſt (liberale Reichspartei). 
Großherzogthum Baden. 3. Wahlkreis (Waldshut): Fabrikant Fa 
(nationalliberal). : 
Reg.⸗Bez. Düſſeldorf. 10. Wahlkr. (Gladbach): Legationsrath v. Rel 


(ultramontan). 
( 0 0 Marienwerder. 3. Wahlkr. (Graudenz). Gutsbeſitzer Bi 
nat. ⸗lib. ; 

Neg.⸗Bez. Marienwerder. I. Wahlkr. (Marienwerder). Oberbürgerme 
v. Winter (nat. ⸗lib.) 

Königreich Baiern. Schwaben und Neuburg. 2. Wahlkr. (Donauwö 
Appellationsgerichtsrath Dr. Karl Mayer in Augsburg (ultram.) 
( ee Oe Merſeburg. 1. Wahlkr. gn Rittergutsbeſitzer Grob 
nat.⸗lib.). 

Königreich Baiern, Oberpfalz und Regensburg. 4. Wahlkr. Neubw 
Bürgermeiſter Datzel von Fürth (ultram. ) — ; 

Reg.⸗Bez. Oppeln. 2. Wahlkr. (Oppeln.) Graf Balleftrem (ultram) 

Reg.⸗Bez. Arnsberg. 7. Wahlkr. (Gamm⸗Soeſt). v. Bockum⸗Dolffs (li )- 

Neg.-Bez. Aachen. 2. Wahlkreis. (Eupenkreis⸗Aachen). Dr. Bock (ultram.) 

Königreich Sachſen, 22. Wahlkr. (Auerbach). Dr. Georgi (nat.⸗lib.) 

Provinz Hannover. II. Wahlkr. (Einbeck⸗Northeim): Syndicus Albrecht 
(nat.⸗lib.). — 10. Wahlkr. (Hildesheim): Senator Roemer (mat. ⸗lib.). 

Reg.⸗Bez. Aachen. 5. Wahlkr. (Erkelenz): Carl Lucius (ultram.). 

Reg.⸗Bez. Düſſeldorf. 8. Wahlkr. (Geldern): Oberbergrath U 


Officielle Refultate der Neichstagswahlen. 
Herzogthum Anhalt. 1. Wahlkreis (Deſſau, Zerbſt): Appellationsgerichts⸗ 
ath a. D. v. Cuny (nat. ⸗lib.) ; 
1 Ne Aachen. 4. Wahlkr. (Düren): gewählt Freiherr von Leikam 
entrum). f 
Reg.⸗Bez. Potsdam. 1. Wahlkr. (Weſtpriegnitz): Oberpräſident v. Jagow 
zu 1 bat wiedergewählt. > OF 
eg a Potsdam. 5. Kr. (Oberbarnim): Graf von Hacke auf Ranft 


2 


— 


nat.⸗lib.). 5 
Reg.-Bez. Frankfurt. 3. Wahlkr. (Königsberg): Gewählt Staatsanwalt 
D. Schröder in Berlin (nat. ⸗lib.). 
Neg.⸗Bez. Liegnig. 4. Wahlkr. (Lueben): Gewählt Cultusminiſter Falk. 
Königreich Baiern. Mittelfranken. 4. Wahlkr. (Eichſtädt): Graf Quadt⸗ 
Weykradt Isny lultramont.). Niederbaiern. 6. Wahlkr. (Kelheim): Carl 
Anton Lang in Kelheim lultramontan). 
Königreich Würtemberg. 17. Kr. (Ravensburg): Graf Conſtantin von 
Waldburg⸗Zeil (ultramontan). 8 8 
( ha ANAL Baden. 7. Wahlkr. (Offenburg): Kreisgerichtsrath Baer 
nat.⸗lib.) gewählt. 
Schwarzburg⸗Rudolſtadt: Stadtrichter Hoffmann in Berlin. (Fortſchr.) 
Königreich Sachſen. 8. Wahlkreis (Pirna). Advokat Eyſoldt in Pirna 
ſortſchr.) — 5. a (Dresden, linkes Elbufer). Stadtrath Dr. Minkwitz 
(Fortſchr.) — 2. Wahlkr. (Löbau). Profeſſor Frühauf (nat. ⸗lib.) : 
Reg.⸗Bez. Magdeburg. 7. Wahlkreis (Aſchersleben): Amtsrath Dietze 
(deutſche Reichspartei). ; : 
Reg.⸗Bez. Arnsberg (Meſchede): Obertribunalsrath Peter Reichenſperger 


= 


> 


RA 


(ultramontan). are A em, bite 2 Gos np ODE v. Thimus. 
„Bez. i Labiau⸗ : Ritterguts⸗ B tel — 9. Wahlkr. (Kempen): Pfafferot (ultram.). : «Y 
Gon IO 7 e Reg.⸗Bez. Magdeburg. 8. Wahlkr. (Oſchersleben⸗Halberſtadt). v. Be a 


nuth, Staatsminiſter a. D. (lib. Reichspartei). 3 
Provinz Hannover. 19. Wahlkr. (Otterndorf⸗Freiburg) Landesdirector 
v. Benningſen (nat. ⸗lib.). ; = 
Großherzogthum Baden. 14. Wahlkr. (Tauberbiſchofsheim). Prof. Dr. 
Beß in Freiburg (ultram.). x ‘ 
Königreich Sachſen. 7. Wahlkr. (Meißen). Prof. Richter in Tharandt 
(conferbatib). 2 +38 
Reg.⸗Bez. Poſen. 8. Wahlkr. (Pleſchen). v. Taczanowski (Pole). 
Großherzogthum Heſſen. 1. Wahlkr. (Gießen). Freiherr Nordeck zur 
Rabenau (lib. Reichspartei). 

Reg.⸗Bez. Poſen. 6. Wahlkr. (Frauſtadt). 
v. Puttkammer in Colmar (nat. ⸗lib.). 2 
Sachſen. 15. Kr. Mittweida: J. Valteich in Chemnitz (Socialdemotra: 
Reg.⸗Bez. Erfurt. 2. Kreis. Weiligenſtadt). Kreisger.⸗Rath Strecker 


Reg⸗Bez. Düſſeldorf. 5. Wahlkreis (Eſſen): Obertribunalsrath von For: 


cade (ultramontan). 
5. Wahlkreis 10 5 Zwiſchen Oberbergrath 


Reg.⸗Bez. Trier. 
Bluhme in Bonn (liberal) und Advokath Dr. Muth (ultramontan) engere 


Wahl nothwendig. 
5 } 0 7. Wahlkreis (Weſel): Kreisrichter Grütring in 


Sinsicten (isan ontan). 

Neg.⸗Bez. Wiesbaden. 2. Wahlkreis (Wiesbaden): Schulze⸗Delitzſch (Fort⸗ 
ſurſſer age Coblenz. 2. Wahlkr. (Neuwied): Graf Alfred Stolberg 
se Stettin. 7. Wahlkr. (Greiffenberg): Rittergutsbeſitzer von 
Dont Gez Merfeburg. 4. Wahlkr. (Halle): Oberamtmann Spielberg]. 


Appellations⸗Gerichtsra 


ortihr.). — 6. Wahlkr. (Sangerhauſen): Rittergutsbeſitzer Jüngken in Worbis (Centrum). | 
Care) a ate Provinz Hannover. 2. Kreis. (Aurich). Gutsbeſitzer Peterſen in Be 
Königreich Sachſen. 3. Wahlkr. (Bautzen): Staatsminiſter a. D. von (nat. lib. ). + \ 
Noſtiz⸗Wallwitz. AR Reg.⸗Ber. Bromberg. 3. Wahlkr. (Bromberg). Rittergutsbeſitzer MW 
Reg.⸗Bez. Polen. 9. Wahlkr. (Krotoſchin): Probſt Kegel (Centrum). — (nat. ⸗lib.). 


5. Wahlkr. (Rrocben): Prinz Roman Gartorpski. Neg. Bez. Minden. 4. Wahklr. (Paderborn). Freiherr von un 


Reg.⸗Bez. Bromberg. 5. Wahlkr. (Wongrowitz)? Rittergutsbeſitzer bon | Brenten auf Wewer (ultramontan). x 
Choslowski. : Reg.⸗Bez. Merſeburg. 2. Wahlkr. (Herzberg). Bankdirector Si 

Reg.-Bez. Merſeburg. 8. Wahlkr. (Naumburg) Rittergutsbeſitzer Roh: in Berlin (liberal). 5 
land (Fortſchritt). 4 Großherzogthum Mecklenburg⸗Schwerin. Z. Wahlkr. Ludwigsluſt⸗Parchim). 


Würtemberg. 2. Wahlkr. (Ludwigsburg): Kaufmann Guſtav Müller in 
Stuttgart (nat.clib.). 


Moritz 1 5 e in Roſtock (Fortſchritt.) 
Künigreich Bayern. Mittelfranken. 1. Wahlkr. (Nürnberg). Advokat 


Sachſen⸗Coburg⸗Gotha. 2. Wahlkr. (Gotha). Ober⸗Appell⸗Rath Ausf 
ena (Fortſchr. ; ee 
roßherzogthum Heſſen. 


= 9. Wahlkreis (Mainz). Ober Gerichtsrat 


